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1. Maßgebende Bedingungen 
1.1 Die Rechtsbeziehungen zwischen der Dr. Ing. h.c. F. Porsche AG (im Folgenden: „Porsche“) und 

dem Vertragspartner richten sich nach diesen Einkaufsbedingungen und etwaigen sonstigen 
schriftlichen Vereinbarungen, einschließlich Änderungen und Ergänzungen.  

1.2 Allgemeine Geschäftsbedingungen des Vertragspartners gelten auch dann nicht, wenn ihnen im 
Einzelfall nicht ausdrücklich widersprochen wurde. 

1.3 Vertragsgrundlagen sind in der nachfolgend genannten Rangfolge der mit dem Vertragspartner 
abgeschlossene Liefervertrag oder die jeweiligen Bestellungen/Lieferabrufe inklusive der jeweils 
mitgeltenden Anlagen und diese Einkaufsbedingungen. 

2. Bestellung 
2.1 Lieferverträge sowie etwaige Änderungen und Ergänzungen müssen in Schriftform, über einen von 

Porsche zugesandten Link mit einer elektronischen Signatur oder über ein von Porsche zur 
Verfügung gestelltes elektronisches System abgeschlossen werden. Lieferabrufe können auch 
durch Datenfernübertragung erfolgen. 

2.2 Bestellungen, insbesondere Lieferpläne, die unter einem bestehenden Vertrag erteilt werden, sind 
für den Lieferanten bindend, wenn der Lieferant nicht innerhalb von fünf Werktagen nach Erhalt 
der Bestellung widerspricht. Der Widerspruch entfaltet keine Wirkung, soweit die Bestellung 
vertragsgemäß ist. Widerspricht der Lieferant einer Bestellung, die vom Vertrag abweicht, bleibt 
seine Lieferpflicht unberührt. Fehlt es an einer bindenden Bestellung, gelten vorläufig die 
Konditionen aus der vorangegangenen Bestellung fort. 

2.3 Lieferabrufe werden spätestens verbindlich, wenn der Vertragspartner nicht binnen fünf 
Werktagen seit Zugang widerspricht. Der Widerspruch entfaltet keine Wirkung, soweit der 
Lieferabruf vertragsgemäß, insbesondere innerhalb der vertraglich vereinbarten Kapazitäten ist. 

2.4 Porsche kann im Rahmen der Zumutbarkeit für den Vertragspartner Änderungen der 
Liefergegenstände in Konstruktion und Ausführung verlangen. Dabei sind die Auswirkungen, 
insbesondere hinsichtlich der Mehr- und Minderkosten sowie der Liefertermine, angemessen 
einvernehmlich zu regeln.  

3. Rechnungsstellung und Zahlung 
3.1 Porsche rechnet grundsätzlich über das Rechnungsverfahren ab. Rechnungen sind unter 

Einhaltung der unter https://newsroom.porsche.com/de/porsche-ag-information-fuer-
lieferanten-rechnungsstellung-22797.html abrufbaren Anforderungen sowie unter Nutzung der 
bereitgestellten Rechnungseingangskanäle zu stellen. 

3.2 Soweit nicht von Porsche etwas anderes ausdrücklich vorgegeben wird, sind Rechnungen durch 
den Vertragspartner ausschließlich in elektronischer Form zu übermitteln. Weiterführende 
Informationen zur elektronischen Rechnungsstellung können unter folgendem Link abgerufen 
werden: https://newsroom.porsche.com/de/porsche-ag-information-fuer-lieferanten-
rechnungsstellung-22797/porsche-moeglichkeiten-des-rechnungseingangs-bei-der-porsche-
ag-27890.html. Für Rückfragen steht das Postfach edi-rechnungswesen@porsche.de zur 
Verfügung. 

3.3 In begründeten Ausnahmefällen sendet der Vertragspartner, nach Abstimmung mit der 
Kreditorenbuchhaltung von Porsche, seine Rechnungen in Papierform an folgende oder eine 
andere ausdrücklich von Porsche benannte Anschrift: 
Dr. Ing. h.c. F. Porsche AG, Kreditorenbuchhaltung, Porscheplatz 1, D-70435 Stuttgart. 

3.4 Die Rechnungen sind unter Angabe der Porsche Lieferantennummer, Bestellnummer, 
Lieferscheinnummer, Porsche Materialnummer, Abladestelle und Name des Ansprechpartners bei 
Porsche prüffähig einzureichen. Alle erforderlichen Abrechnungsunterlagen sind beizufügen. Die 
Rechnungen sind gemäß deutschem Umsatzsteuerrecht zu erstellen. Darüber hinaus sind etwaige 
lokale gesetzliche Vorgaben in den jeweiligen Ländern einzuhalten. Buchungsbelege in Form von 
Gutschriften, Lastschriften sowie Zahlungsavise werden dem Vertragspartner elektronisch per EDI 
oder E-Mail oder als Download über die Konzern Business Plattform unter 
www.vwgroupsupply.com  (Pfad: Login -> Informationen -> Tools -> Finanzapplikation (FIN)) zur 
Verfügung gestellt. In Ausnahmefällen erfolgt eine postalische bzw. eine Versendung über Fax. 

3.5 Die Zahlung erfolgt innerhalb von 30 Tagen ab Rechnungszugang, sofern nicht ausdrücklich etwas 
anderes vereinbart ist. Diese Frist läuft vom Tag des Rechnungseingangs an, jedoch nicht vor dem 
vereinbarten Liefer- oder Leistungstermin und nicht vor der tatsächlichen Auslieferung der 
Liefergegenstände oder Leistungserbringung. 

3.6 Die Zahlung erfolgt durch Überweisung. 
3.7 Zur Minimierung des Finanztransaktionsrisikos und zur Betrugsprävention wird der 

Vertragspartner seine Bankstammdaten durch die Verwendung eines von Porsche zur Verfügung 
gestellten Formulars bestätigen, wenn Porsche ihn hierzu im Einzelfall auffordert. 

3.8 Bei mangelhafter bzw. fehlerhafter Lieferung ist Porsche berechtigt, die Zahlung wertanteilig bis 
zur ordnungsgemäßen Erfüllung zurückzuhalten. 

3.9 Der Vertragspartner ist ohne vorherige schriftliche Zustimmung von Porsche (die nicht unbillig 
verweigert werden darf) nicht berechtigt, seine Forderungen gegen Porsche ganz oder teilweise 
abzutreten oder durch Dritte einziehen zu lassen. 
Tritt der Vertragspartner seine Forderung gegen Porsche entgegen Satz 1 ohne die Zustimmung 
von Porsche an einen Dritten ab, so ist die Abtretung gleichwohl wirksam. Porsche kann jedoch 
nach seiner Wahl mit befreiender Wirkung an den Vertragspartner oder den Dritten leisten. 

3.10 Alle im Vertrag genannten Beträge verstehen sich einschließlich eventuell anfallender 
Steuerabzugsbeträge. Ist Porsche gem. § 50a EStG verpflichtet, in Bezug auf Vergütungen, 
Lizenzgebühren, Sachleistungen oder sonstige geldwerte Vorteile, die im Rahmen des Vertrags an 
den Vertragspartner gezahlt oder diesem gewährt werden, für Rechnung des Vertragspartners 
Abzugsteuer einzubehalten und abzuführen, hat Porsche das Recht, die entsprechenden Beträge 
von den an den Vertragspartner zu leistenden Zahlungen abzuziehen. Dies gilt bereits dann, wenn 
zweifelhaft ist, ob die Voraussetzungen des Steuerabzugs erfüllt sind. Der Vertragspartner trägt 
alle Abzugsteuern selbst, für die er Steuerschuldner ist. Der Steuerabzug wird grundsätzlich auf 
die Gesamtvergütung vorgenommen, es sei denn, es wird schriftlich eine gesonderte Aufteilung 
vereinbart und der Vertragspartner erteilt Porsche eine Rechnung, die dieser Aufteilung entspricht. 

Übersteigen die von Porsche abzuführenden Abzugsteuern die an den Vertragspartner zu 
leistenden oder geleisteten Zahlungen, ist der Vertragspartner verpflichtet, Porsche den 
übersteigenden Betrag vorab zur Verfügung stellen oder an Porsche zu erstatten, sobald Porsche 
die Leistung bei ihm in Textform angefordert hat. Dies gilt entsprechend für Abzugsteuern im 
Zusammenhang mit der Gewährung von Sachleistungen und sonstigen geldwerten Vorteilen sowie 
für den Fall, dass die Vertragsparteien die Vergütung für Zwecke des Steuerabzugs aufgeteilt 
haben und der Steuerbetrag nachträglich berichtigt wird. Porsche wird bei Auszahlung der 
Vergütung etwaige Vergünstigungen aufgrund eines Doppelbesteuerungsabkommens nur 
berücksichtigen, wenn der Vertragspartner eine Freistellungsbescheinigung des 
Bundeszentralamts für Steuern erhalten und Porsche vor Auszahlung der Vergütung vorgelegt hat 
(§ 50c Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 EStG). 

4. Mängelanzeige 
Mängel der Lieferung, soweit es sich um offen erkennbare Mängel und Transportschäden sowie 
um Identitäts- und Mengenabweichungen handelt, hat Porsche dem Vertragspartner innerhalb 
von 14 Tagen nach Eingang der Lieferung anzuzeigen. Bei allen anderen Mängeln ist die 
Mängelanzeige rechtzeitig, wenn sie innerhalb von 14 Tagen nach Entdeckung des Mangels 
erfolgt. 

5. Geheimhaltung  
5.1 Die Vertragsparteien sind verpflichtet, alle Vertraulichen Informationen gemäß dieser Ziffer 5 der 

anderen Vertragspartei vertraulich zu behandeln, vor Zugriffen und Kenntnisnahme durch Dritte zu 
schützen und Dritten weder im Ganzen noch zu irgendeinem Teil direkt oder indirekt zu übermitteln 
oder zugänglich zu machen. Vertrauliche Informationen sind im Übrigen gemäß Ziffer 20 zu 
behandeln.  

5.2 „Vertrauliche Informationen“ sind alle schriftlichen, mündlichen, elektronischen, visuellen, oder alle 
anderen gegenständlichen oder nicht gegenständlichen Mitteilungen, Dokumente, Daten oder 
sonstige Informationen der offenlegenden Vertragspartei, insbesondere Knowhow, (Computer-) 
Programme, Beistellungen, Spezifikationen, Preise und sonstige betriebliche Informationen, 
einschließlich sämtlicher Vervielfältigungen hiervon, die der anderen Vertragspartei im 
Zusammenhang mit dem Vertrag übermittelt oder auf andere Weise zugänglich gemacht werden, 
unabhängig davon, ob diese ausdrücklich als „vertraulich“ oder „geschützt“ gekennzeichnet sind 
oder sich der Geheimhaltungswille der offenlegenden Vertragspartei aus der Natur der Information 
oder in sonstiger Weise ergibt.  

5.3 Informationen gelten nicht als Vertrauliche Informationen, soweit die empfangende Vertragspartei 
nachweisen kann, dass solche Informationen: 
5.3.1 zum Zeitpunkt der Übermittlung oder Zugänglichmachung der empfangenden 

Vertragspartei bekannt, allgemein bekannt oder der Öffentlichkeit frei zugänglich waren; 
5.3.2 nach ihrer Übermittlung oder Zugänglichmachung ohne direkte oder indirekte Verletzung 

einer Vertraulichkeitspflicht gegenüber der offenlegenden Vertragspartei allgemein 
bekannt oder der Öffentlichkeit frei zugänglich wurden;  

5.3.3 nach ihrer Übermittlung oder Zugänglichmachung der empfangenden Vertragspartei von 
einem hierzu berechtigten Dritten außerhalb des Anwendungsbereichs einer 
Vertraulichkeitspflicht gegenüber der offenlegenden Vertragspartei übermittelt oder 
zugänglich gemacht wurden; 

5.3.4 von der empfangenden Vertragspartei ohne Verwendung der, oder Bezugnahme auf die, 
Vertraulichen Informationen der offenlegenden Vertragspartei geschaffen oder 
entwickelt wurden; 

5.3.5 von der offenlegenden Vertragspartei ausdrücklich in Textform als nicht vertraulich 
gekennzeichnet oder beschrieben wurden. 

5.4 Vertrauliche Informationen der anderen Vertragspartei dürfen für keine anderen Zwecke als für (i) 
die Durchführung des Vertrages, (ii) die Erfüllung gesetzlicher Anforderungen, (iii) die Erfüllung 
interner Prüf- und Reportingpflichten, (iv) Benchmarkingzwecke und/oder (v) die Sicherstellung 
der Lieferketten-Resilienz verwendet werden. Vertrauliche Informationen dürfen nur solchen 
Mitarbeitern übermittelt und zugänglich gemacht werden, die die Vertraulichen Informationen für 
diese Zwecke nachweislich benötigen und die einer Geheimhaltungsverpflichtung unterliegen, die 
den Bestimmungen nach dieser Ziffer 5 entspricht. 

5.5 Die Übermittlung oder Zugänglichmachung Vertraulicher Informationen an Dritte ist nur zum 
Zwecke der Durchführung des Vertrages und nur nach vorheriger ausdrücklicher Zustimmung der 
offenlegenden Vertragspartei in Textform zulässig, es sei denn, die Übermittlung oder 
Zugänglichmachung der Vertraulichen Informationen erfolgt gegenüber externen Beratern der 
empfangenden Vertragspartei, die einer berufsrechtlichen Geheimhaltungsverpflichtung 
unterliegen. Keine Dritten im Sinne dieser Ziffer 5 sind die im Rahmen der Zusammenarbeit vom 
Vertragspartner eingesetzten Subunternehmer bzw. von Porsche beauftragte Dritte, insbesondere 
Modul-/Setzteillieferanten, sofern diese einer Geheimhaltungsverpflichtung unterliegen, die den 
Bestimmungen dieser Ziffer 5 entspricht, wobei eine Weitergabe von Vertraulichen Informationen 
auf diejenigen Vertraulichen Informationen zu beschränken ist, die die Subunternehmer bzw. 
beauftragten Dritten zur Erbringung von Leistungen im Zusammenhang mit der Durchführung des 
Vertrages nachweislich benötigen. Mit Porsche nach §§ 15 ff. AktG verbundene Unternehmen 
gelten für Porsche ebenfalls nicht als Dritte im Sinne dieser Ziffer 5.  

5.6 Im Rahmen gerichtlicher oder behördlicher Anordnung ist eine Offenlegung nur in dem zwingend 
angeordneten Umfang erlaubt, und nur unter der Voraussetzung, dass die empfangende 
Vertragspartei der offenlegenden Vertragspartei unverzüglich über eine solche Anordnung, soweit 
dies rechtlich zulässig ist, informiert und die empfangende Vertragspartei mit der offenlegenden 
Vertragspartei in angemessener Weise zusammenarbeitet, um die Offenlegung zu verhindern oder 
zu beschränken, insbesondere mögliche Schutzanordnungen zu erwirken. 

5.7 Die Verpflichtungen nach dieser Ziffer 5 gelten für die Laufzeit des Vertrages bzw. dessen 
Durchführung und einen Zeitraum von fünf Jahren danach.  

5.8 Dem Vertragspartner ist es ohne vorherige schriftliche Zustimmung untersagt, öffentlich auf die 
Zusammenarbeit mit Porsche hinzuweisen, mit der Geschäftsverbindung zu werben oder Porsche 
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als Referenz zu nennen. Gleiches gilt für den Gebrauch von Marken, den Handelsnamen oder 
anderen Bezeichnungen, die einen Rückschluss auf Porsche ermöglichen, soweit der Gebrauch 
nicht im Rahmen der Erfüllung der vertraglichen Pflichten gegenüber Porsche erfolgt. Eine im 
Einzelfall erteilte Zustimmung kann jederzeit ohne Angabe von Gründen widerrufen werden.   

6. Liefertermine und -fristen 
Vereinbarte Termine und Fristen der jeweiligen Lieferverträge und Lieferabrufe – jeweils inklusive 
Anlagen – sind verbindlich. Maßgebend für die Einhaltung des Liefertermins oder der Lieferfrist ist 
der Eingang der Liefergegenstände bei Porsche. Ist nicht Lieferung "frei Werk" vereinbart, hat der 
Vertragspartner die Liefergegenstände unter Berücksichtigung der üblichen Zeit für Verladung und 
Versand rechtzeitig bereitzustellen. 

7. Lieferverzug 
Der Vertragspartner ist Porsche zum Ersatz des Verzugsschadens verpflichtet. Der 
Vertragspartner kommt mit Überschreiten des in den Lieferverträgen und Lieferabrufen – oder in 
den jeweiligen Anlagen hierzu – vereinbarten Liefertermins in Verzug, es sei denn, er hat die 
Überschreitung des vereinbarten Liefertermins nicht zu vertreten. Im Übrigen gelten die 
gesetzlichen Verzugsregeln. 

8. Höhere Gewalt 
Höhere Gewalt, rechtmäßige Arbeitskämpfe, Unruhen, behördliche Maßnahmen und sonstige 
unvorhersehbare, von außen kommende und auch nicht in zumutbarer Weise abwendbare, 
schwerwiegende Ereignisse befreien die Vertragsparteien für die Dauer der Störung und im 
Umfang ihrer Wirkung von den Leistungspflichten. Die Vertragsparteien sind verpflichtet, im 
Rahmen des Zumutbaren unverzüglich die erforderlichen Informationen zu geben und ihre 
Verpflichtungen den veränderten Verhältnissen nach Treu und Glauben anzupassen. 

9. Qualität und Dokumentation 
9.1 Der Vertragspartner stellt sicher, dass die Liefergegenstände im Zeitpunkt der Lieferung jeweils 

weltweit, insbesondere in den in der Spezifikation, bspw. der Porsche Leistungsbeschreibung 
(Individueller Teil) im Kapitel „Länderübersicht“ aufgelisteten Ländern, allen auf den 
Liefergegenstand als solchen, unabhängig davon, ob er in einem Fahrzeug verbaut ist, als Ersatzteil 
oder anderweitig vertrieben wird, anwendbaren gesetzlichen und behördlichen Bestimmungen, 
insbesondere den Typgenehmigungs- bzw. Zertifizierungsanforderungen, den geltenden 
Sicherheitsanforderungen, Prüfvorschriften, Umweltgesetzen und -vorschriften (insbesondere 
Abgas-, Funk- und Zertifizierungsvorschriften) sowie gesetzlichen Offenlegungspflichten, 
Material- und Chemikaliengesetzen und Kennzeichnungsvorschriften entsprechen und außerdem 
alle anwendbaren gesetzlichen oder behördlichen Bestimmungen erfüllen, die im Falle einer 
Einfuhr, Ausfuhr und dem Vertrieb des Liefergegenstandes in den vorbezeichneten Ländern 
einzuhalten sind und die Liefergegenstände daher keinen Handelsbeschränkungen unterliegen. 
Der Vertragspartner hat Porsche so rechtzeitig auf sich abzeichnende Änderungen der 
gesetzlichen oder behördlichen Bestimmungen in Textform hinzuweisen, dass etwa notwendig 
werdende Anpassungen der Liefergegenstände vor In-Kraft-Treten der Änderung umgesetzt 
werden können. 

9.2 Der Vertragspartner verpflichtet sich, Porsche, das California Air Resources Board („CARB“) und 
den Generalstaatsanwalt des US-Bundeslandes Kalifornien (der „California Attorney General“) 
unverzüglich zu benachrichtigen, sobald der Vertragspartner, der Hardware oder Software des 
Motorsteuergeräts liefert oder Leistungen im Zusammenhang mit der Hardware oder der Software 
des Motorsteuergeräts erbringt, Grund zu der Annahme hat, dass eine Abschalteinrichtung im 
Sinne von 40 C.F.R. § 86.1803-01 und 42 U.S.C. § 7522(a) (3)(B) in einem Fahrzeug enthalten 
ist oder für ein Fahrzeug entworfen oder angefordert wurde. 
Umfasst der Gegenstand dieses Vertrages die Erstellung oder Änderung von 
Motorsteuergerätesoftware, die ihrerseits voraussichtlich Gegenstand einer bei CARB 
einzureichenden Unterlage sein wird, verpflichtet sich der Vertragspartner hinsichtlich jedes 
Merkmals, von dem bekannt ist oder vernünftigerweise bekannt sein müsste, dass es 
Abgasuntersuchungen erkennen oder als „AECD“ (Auxiliary Emission Control Device) im Sinne von 
40 C.F.R. § 86.1803-01 funktionieren kann, zu Folgendem: (i) das Merkmal in der 
Softwaredokumentation entsprechend offenzulegen und (ii) darüber ein Änderungsprotokoll zu 
führen. 

9.3 Der Vertragspartner stellt sicher, dass die Liefergegenstände die in der VW 91101, VW 91102 
sowie VW 50156 definierten Umwelt-, Material- und Stoffanforderungen in vollem Umfang 
erfüllen. Der Vertragspartner hat für Bauteile, Betriebsstoffe und Prozessmaterialien, die am 
Fahrzeug verbleiben oder für die Ersatzteilversorgung bestimmt sind, eine weltweite 
Einsatzfähigkeit unter den jeweiligen gesetzlichen Vorgaben zu Stoffen und Materialien 
(insbesondere zu Chemikalien, Schwermetallen, persistenten organischen Schadstoffen und 
Bioziden) zu gewährleisten. Dabei sind die vorgesehenen Verwendungen und gesetzlichen Fristen 
zu berücksichtigen. Weiterhin hat der Vertragspartner gemäß den in der VW 91101 und VW 
50156 angegebenen Anforderungen und Fristen über die Materialzusammensetzung zu 
informieren und unverzüglich über deren Änderungen, Anfragen staatlicher Stellen sowie Zweifel 
an der weltweiten Einsatzfähigkeit zu informieren.  

9.4 Der Vertragspartner stellt sicher, dass die Recyclinganforderungen nach VW 91102 in vollem 
Umfang erfüllt werden. Darüber hinaus sind umweltverträgliche und wirtschaftliche Verfahren zur 
Fertigung, Recyclingfähigkeit und Verwertbarkeit der Liefergegenstände anzuwenden. Es ist dabei 
der Stand der Technik zu berücksichtigen. 

9.5 Erforderliche länderspezifische Freigaben (z.B.: CCC-Zertifizierung) sind so rechtzeitig 
durchzuführen, dass die Ergebnisse zum Zeitpunkt des PPF-Verfahrens bzw. zum vereinbarten 
Termin vorliegen. 

9.6 Der Vertragspartner stellt die Einhaltung der Vorgaben aus der Formel Q-konkret sowie der Formel 
Q Neuteile Integral von Porsche und den darin aufgeführten mitgeltenden Unterlagen sicher. 

9.7 Sind Art und Umfang der Prüfungen sowie die Prüfmittel und -methoden zwischen dem 
Vertragspartner und Porsche nicht fest vereinbart, ist Porsche auf Verlangen des Vertragspartners 
im Rahmen seiner Kenntnisse, Erfahrungen und Möglichkeiten bereit, die Prüfungen mit ihm zu 
erörtern, um den jeweils erforderlichen Stand der Prüftechnik zu ermitteln. 

9.8 Bei den in den technischen Unterlagen oder durch gesonderte Vereinbarung besonders, zum 
Beispiel mit dokumentationspflichtigen Merkmalen versehenen Umfängen und Komponenten, hat 
der Vertragspartner darüber hinaus in besonderen Aufzeichnungen festzuhalten, wann, in welcher 
Weise und durch wen die Liefergegenstände bezüglich der dokumentationspflichtigen Merkmale 
geprüft worden sind und welche Resultate die geforderten Qualitätstests ergeben haben. Die 
Prüfungsunterlagen sind gemäß den Vorgaben der Formel Q Schriftenreihe aufzubewahren und 
Porsche bei Bedarf vorzulegen. Subunternehmer hat der Vertragspartner im Rahmen der 

gesetzlichen Möglichkeiten im gleichen Umfang zu verpflichten. Als relevanten Standard wird auf 
den VDA Band 1 „Dokumentation und Archivierung - Leitfaden zur Dokumentation und 
Archivierung von Qualitätsforderungen“ hingewiesen. 

9.9 Soweit Behörden, die für die Kraftfahrzeugsicherheit, Abgasbestimmungen o.ä. zuständig sind, zur 
Nachprüfung bestimmter Anforderungen Einblick in den Produktionsablauf und die 
Prüfungsunterlagen von Porsche verlangen, erklärt sich der Vertragspartner auf Bitten von Porsche 
bereit, ihnen in seinem Betrieb die gleichen Rechte einzuräumen und dabei jede zumutbare 
Unterstützung zu geben. 

10. Mängelansprüche und Verjährung 
10.1 Bei Lieferung mangelhafter Liefergegenstände kann Porsche, wenn die jeweiligen gesetzlichen 

Voraussetzungen vorliegen, soweit nicht ein anderes vereinbart ist, gemäß den nachfolgenden 
Bestimmungen folgendes verlangen: 
10.1.1 Vor Beginn der Fertigung (Bearbeitung oder Einbau) hat Porsche zunächst dem 

Vertragspartner Gelegenheit zum Aussortieren sowie zur Nacherfüllung zu geben, wobei 
das Wahlrecht hinsichtlich der Art der Nacherfüllung Porsche zusteht. Verweigert der 
Vertragspartner die Nacherfüllung, ist die Nacherfüllung fehlgeschlagen, ist sie Porsche 
nicht zumutbar oder kommt der Vertragspartner dem Nacherfüllungsverlangen von 
Porsche nicht innerhalb einer im Einzelfall angemessenen Frist zur Nacherfüllung nach, 
stehen Porsche die weiteren Mängelansprüche gemäß § 437 Nr. 2 und 3 BGB zu. Unter 
den gleichen Voraussetzungen ist Porsche berechtigt, den Mangel selbst oder durch 
Dritte auf Kosten und Risiko des Vertragspartners beseitigen zu lassen. Im Fall einer 
Rückgewährpflicht von Porsche als Folge von Mängelansprüchen, ist Porsche berechtigt, 
die Liefergegenstände auf Gefahr des Vertragspartners zurückzuschicken. 

10.1.2 Wird der Mangel trotz Beachtung der Obliegenheit gemäß Ziffer 4 (Mängelanzeige) erst 
nach Beginn der Fertigung festgestellt und entsprechend angezeigt, stehen Porsche 
ebenfalls die gesetzlichen Mängelansprüche sowie das Recht zur Selbstvornahme nach 
Maßgabe der vorstehenden Bestimmungen zu. Insbesondere kann Porsche Ersatz der 
zum Zwecke der Nacherfüllung erforderlichen Transportkosten (einschließlich 
Abschleppkosten) sowie Aus- und Einbaukosten (Arbeits- und Materialkosten) von dem 
Vertragspartner verlangen. 

10.1.3 Im Fall eines Schadens von Porsche, der auf der Mangelhaftigkeit der gelieferten 
Liefergegenstände oder auf einer Verletzung von Nebenpflichten (z.B. Aufklärungs-, 
Beratungs- oder Untersuchungspflicht) beruht, kann Porsche Ersatz des daraus 
resultierenden Schadens nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen verlangen. 

Weitergehende Ansprüche wegen der Lieferung mangelhafter Liefergegenstände aus § 437 BGB 
oder unmittelbar aus den dort genannten Vorschriften bleiben unberührt. 

10.2 Dem Vertragspartner sind die von ihm zu ersetzenden Teile auf Verlangen und auf seine Kosten 
von Porsche unverzüglich zur Verfügung zu stellen. 

10.3 Ansprüche aus Mängelhaftung verjähren mit Ablauf von 48 Monaten ab Gefahrübergang, soweit 
nicht gesetzlich eine längere Verjährungsfrist vorgesehen ist.  

10.4 Die Mitteilung eines Mangels an den Vertragspartner führt zur Hemmung der Verjährungsfrist. 
Soweit ein Mangel innerhalb der Verjährungsfrist gegenüber dem Vertragspartner angezeigt 
worden ist, verzichtet der Vertragspartner auf die Einrede der Verjährung. 

10.5 Mängelansprüche entstehen nicht, wenn der Fehler zurückzuführen ist auf Verletzung von 
Bedienungs-, Wartungs- und Einbauvorschriften, ungeeignete oder unsachgemäße Verwendung, 
fehlerhafte oder nachlässige Behandlung und natürlichen Verschleiß sowie von Porsche oder 
Dritten vorgenommene Eingriffe in die Liefergegenstände. 

10.6 Bei mangelhaften Lieferungen bleiben Ansprüche von Porsche aus Produkthaftungsgesetz, 
unerlaubter Handlung und Geschäftsführung ohne Auftrag von dieser Ziffer 10 unberührt. 
Beschaffenheits- und Haltbarkeitsgarantien müssen ausdrücklich im Einzelnen als solche 
bezeichnet werden. 

11. Haftung 
Soweit nicht an anderer Stelle dieser Einkaufsbedingungen eine andere Haftungsregelung 
getroffen ist, ist der Vertragspartner wie folgt zum Ersatz des Schadens verpflichtet, der Porsche 
infolge einer fehlerhaften Lieferung, wegen Verletzung behördlicher Sicherheitsvorschriften, 
wegen Verletzung anderer anwendbarer behördlicher Vorschriften und Gesetze (z.B. Sorgfalts- 
und Mitwirkungspflichten bezüglich der Abwehr menschenrechtlicher und/oder 
umweltbezogener Risiken) oder aus irgendwelchen anderen, dem Vertragspartner 
zuzurechnenden Gründen entsteht.  

11.1 Die Schadensersatzpflicht ist gegeben, es sei denn, der Vertragspartner hat die Pflichtverletzung 
nicht zu vertreten. 

11.2 Wird Porsche aufgrund verschuldensunabhängiger Haftung nach Dritten gegenüber nicht 
abdingbarem Recht in Anspruch genommen, tritt der Vertragspartner gegenüber Porsche insoweit 
ein, wie er auch unmittelbar haften würde. 
Für den Schadensausgleich zwischen Porsche und dem Vertragspartner finden § 426 Abs. 1 S. 2 
und Abs. 2 BGB Anwendung. Dies gilt auch für den Fall einer direkten Inanspruchnahme des 
Vertragspartners. 

11.3 Ansprüche von Porsche sind soweit ausgeschlossen, wie der Schaden zurückzuführen ist auf 
Porsche zuzurechnende Verletzungen von Bedienungs-, Wartungs- und Einbauvorschriften, 
ungeeignete oder unsachgemäße Verwendung, fehlerhafte oder nachlässige Behandlung, 
natürlichen Verschleiß oder fehlerhafte Reparatur. 

11.4 Für Maßnahmen von Porsche zur Schadensabwehr (z.B. Rückrufaktion) haftet der Vertragspartner, 
soweit er rechtlich verpflichtet ist. 

11.5 Porsche wird den Vertragspartner, falls er diesen nach den vorstehenden Regelungen in Anspruch 
nehmen will, informieren und konsultieren. Porsche hat dem Vertragspartner Gelegenheit zur 
Untersuchung des Schadenfalls zu geben. Über die zu ergreifenden Maßnahmen, insbesondere bei 
Vergleichsverhandlungen, werden sich die Vertragsparteien abstimmen. 

11.6 Porsche kann neben dem Ersatz eigener Schäden den Ersatz von Schäden von mit Porsche nach 
§§ 15 ff. AktG verbundenen Unternehmen, die unter dem Porsche Liefervertrag Abrufe tätigen, 
durch Leistung an sich selbst verlangen, als ob es sich um eigene Schäden von Porsche handeln 
würde, wenn und soweit diese Gesellschaft die gleichen Schäden nicht selbst gegen den 
Vertragspartner geltend macht.  

11.7 Subunternehmer des Vertragspartners gelten als Erfüllungsgehilfen des Vertragspartners. 

12. Schutzrechte 
12.1 Der Vertragspartner haftet für Ansprüche, die sich bei vertragsgemäßer Verwendung der 

Liefergegenstände aus der Verletzung von gewerblichen Schutzrechten oder Urheberrechten 
(zusammen im Folgenden: „Schutzrechte“) ergeben. 
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12.2 Der Vertragspartner hat Porsche von allen Verbindlichkeiten, Kosten, Schäden, Ansprüchen und 
Aufwendungen (einschließlich Gerichts- und Rechtsverfolgungskosten sowie für Kosten aus 
Vergleichsabschlüssen über solche Ansprüche und Klagen) freizustellen, schadlos zu halten und 
auf seine Kosten bei der Verteidigung zu unterstützen, die Porsche im Hinblick auf eine 
Inanspruchnahme oder Klage eines Dritten gegen Porsche (einschließlich seiner Abnehmer) 
dadurch entstehen, dass die Liefergegenstände, ihr Herstellungsprozess oder ihre Verwendung 
durch Porsche Schutzrechte dieses Dritten verletzen.  

12.3 Die Verpflichtungen in Ziffer 12.2 gelten nicht, wenn der Vertragspartner nachweist, dass er die 
Verletzung der Schutzrechte Dritter nicht zu vertreten hat.  

12.4 Der Vertragspartner hat Porsche über bekanntwerdende Verletzungsrisiken und angebliche 
Verletzungsfälle bezüglich der Liefergegenstände unverzüglich bei Auftreten zu unterrichten.  

12.5 Für Ansprüche gemäß Ziffer 12.1 und 12.2 beträgt die Verjährungsfrist drei Jahre. Die 
Verjährungsfrist beginnt mit dem Schluss des Jahres, in dem der Anspruch entstanden ist und 
Porsche von den den Anspruch begründenden Umständen und der Person des Schuldners 
Kenntnis erlangt hat oder ohne grobe Fahrlässigkeit hätte erlangen müssen. Etwaige längere 
gesetzliche Verjährungsfristen gelten vorrangig. 

13. Verwendung von Free and Open Source Software 
13.1 „Free and Open Source Software“ oder “FOSS”: Software, 

13.1.1 deren Lizenzbedingungen den Anforderungen der „Open Source Definition“ 
(https://opensource.org/osd) der „Open Source Initiative“ genügen und 
dementsprechend von den jeweiligen Rechteinhabern an jedermann zur umfassenden 
lizenzgebührenfreien Nutzung lizenziert wird und dessen Sourcecode verfügbar ist, 
und/oder 

13.1.2 deren Lizenzbedingungen von der "Open Source Initiative" und/oder der "Free Software 
Foundation" als Freie Softwarelizenzen oder Open Source Softwarelizenzen auf deren 
Internetseiten anerkannt wurden, und/oder 

13.1.3 die als Public Domain Software angeboten wird. 
13.2 FOSS darf in Liefergegenständen, insbesondere in eigenen oder vom Vertragspartner beschafften 

Produkten, Technologien und Services (einschließlich Hardware mit integrierter Software), die an 
Porsche vertrieben, lizenziert, übergeben oder sonst zur Verfügung gestellt oder für Porsche 
entwickelt oder angepasst werden nur eingesetzt werden, wenn sämtliche Lizenzanforderungen 
der eingesetzten FOSS erfüllt sind und alle nachfolgenden Bedingungen eingehalten sind: 
13.2.1 Der Einsatz von FOSS in den Liefergegenständen darf nicht in einer Art erfolgen, die einen 

Copyleft-Effekt für im Rahmen des Vertrages neu entwickelte oder vorbestehende 
proprietäre Software auslöst. Ausgenommen sind Anpassungen innerhalb von 
vorbestehenden FOSS-Komponenten (z.B. Fehlerbehebungen und Anpassungen an die 
konkrete Hardware) und mit Porsche abgestimmte Einzelfälle. 

13.2.2 Es darf keine FOSS eingesetzt werden, deren Lizenzbedingungen verlangt, dass dem 
Nutzer die Installation oder das Ausführen modifizierter Software auf einer Hardware mit 
integrierter Software (sog. Embedded-System, insbesondere Kraftfahrzeuge) ermöglicht 
wird, außer soweit dem Vertragspartner ausdrücklich mitgeteilt wurde, dass die vom 
Vertragspartner zu liefernde Software nicht auf einem solchen Embedded-System mit 
technischen Sicherheitsmechanismen (z.B. Signaturverfahren) eingesetzt wird. 

13.2.3 Der Vertragspartner verpflichtet sich, die „FOSS-Erklärung“ wahrheitsgemäß auszufüllen 
und bestätigt mit ihrer Unterzeichnung den lizenzkonformen Einsatz der verwendeten 
FOSS und hält die Vorgaben der FOSS Erklärung vollständig ein. Die FOSS-Erklärung ist 
abrufbar über die Konzern Business-Plattform unter www.vwgroupsupply.com (Pfad: 
Zusammenarbeit -> Einkaufsbedingungen -> Porsche AG Einkaufsbedingungen -> 
Porsche AG -> Einkaufsbedingungen Produktionsmaterial -> Mitgeltende Unterlagen). 

Die in dieser Ziffer 13.2 geregelten Voraussetzungen gelten ohne weitere Hinweise und 
Aufforderung durch Porsche auch für jedes Update der Software, welches in den 
Liefergegenständen zum Einsatz kommt, unabhängig von der Bereitstellungsart der Software (z.B. 
Source Code, Binary, SaaS, Container).   

13.3 Unbeschadet anderer Rechte von Porsche sichert der Vertragspartner Porsche zu, dass er die 
Vorgaben aus Ziffer 13.2 sowie sämtliche Anforderungen der relevanten Lizenzen für sämtliche 
von ihm für Liefergegenstände eingesetzte FOSS einhält, die Liefergegenstände keine weitere 
FOSS enthalten und auch darüber hinaus keine Verletzung von urheberrechtlichen Bestimmungen 
vorliegt. 

13.4 Der Vertragspartner verpflichtet sich bei Nichteinhaltung oder Späteinhaltung der (i) 
Lizenzvorgaben der in den Liefergegenständen verwendeten FOSS oder sonstiger 
urheberrechtlicher Bestimmungen und (ii) in den Ziffern 13.2 und 13.3 festgelegten 
Voraussetzungen und vereinbarten Zusicherungen zu Folgendem:  
13.4.1 Sofern FOSS nicht lizenzkonform in Liefergegenständen verwendet wird, tauscht der 

Vertragspartner diese umgehend und auf eigene Kosten gegen eine andere 
Softwarekomponente, deren Einsatz nicht gegen Lizenzanforderungen oder geltendes 
Urheberrecht verstößt, aus. 

13.4.2 Der Vertragspartner ersetzt Porsche alle entstandenen und aus der Nichteinhaltung oder 
verspäteten Einhaltung resultierenden Kosten, Ausgaben und Schäden. 

Fehlt eine der in Ziffer 13.3 zugesicherten Eigenschaften, gilt dies als wesentliche vertragliche 
Pflichtverletzung und die betroffenen Liefergegenstände als mangelhaft.  

14. Verwendung von Fertigungsmitteln und vertraulichen Angaben von Porsche 
Modelle, Matrizen, Schablonen, Muster, Werkzeuge und sonstige Fertigungsmittel, ebenso 
vertrauliche Angaben, die dem Vertragspartner von Porsche zur Verfügung gestellt oder von 
Porsche voll bezahlt werden, dürfen, vorbehaltlich gesonderter Vereinbarung zwischen Porsche 
und dem Vertragspartner, nur mit vorheriger schriftlicher Zustimmung von Porsche für 
Lieferungen an Dritte verwendet werden. 

15. Eigentumsvorbehalt 
Der Vertragspartner behält sich das Eigentum an sämtlichen von ihm gelieferten 
Liefergegenständen bis zur restlosen Bezahlung der betreffenden Lieferung vor. Andere Formen 
des Eigentumsvorbehalts werden von Porsche nicht anerkannt. 

16. Mitarbeitereinsatz und Mindestlohn 
16.1 Der Vertragspartner ist verpflichtet, alle Personen, die er zur Verrichtung der geschuldeten 

Leistungen auf Porsche-Werksgelände einsetzt, vor dem ersten Tätigwerden einem sog. 
Terrorscreening zu unterziehen. Dafür sind Name, Vorname, Geburtsdatum und -ort durch 
Abgleich gegen die Sanktionslisten der EG-Verordnungen Nr. 2580/2001, Nr. 881/2002 sowie 
Nr. 753/2011 und den hierzu ergangenen und ergehenden Ergänzungen der Namenslisten der 

Europäischen Kommission zu überprüfen und diese Überprüfungen regelmäßig – wenigstens 
einmal im Jahr – zu wiederholen. Porsche kann jederzeit geeignete Nachweise für den Abgleich 
oder eine Bestätigung des Abgleichs verlangen. Ist der Vertragspartner AEO-zertifiziert (AEO C/S 
bzw. mindestens AEO S), also zugelassener Wirtschaftsbeteiligter, gelten die Verpflichtungen 
nach Ziffer 16.1 als erfüllt. 

16.2 Der Vertragspartner verpflichtet sich, seinen Arbeitnehmern mindestens die gesetzlich 
vorgeschriebenen oder vertraglich vereinbarten Mindestlöhne zu zahlen. Der Vertragspartner 
verpflichtet sich ferner, nur solche Subunternehmer zu beauftragen, die sich ihm gegenüber 
ebenfalls vertraglich dazu verpflichten, mindestens die gesetzlich vorgeschriebenen oder 
vertraglich vereinbarten Mindestlöhne an ihre Arbeitnehmer zu zahlen. Der Vertragspartner wird 
die von ihm beauftragten Subunternehmer entsprechend verpflichten.  

16.3 Der Vertragspartner verpflichtet sich, Porsche im Falle eines Verstoßes gegen die Bestimmungen 
des gesetzlichen Mindestlohnes von allen mit einem solchen Verstoß verbundenen 
Verpflichtungen umfassend freizustellen und Porsche darüber hinaus einen etwaigen, aus einem 
schuldhaften Verstoß resultierenden Schaden zu ersetzen. Dieselbe Verpflichtung trifft den 
Vertragspartner, wenn ein von ihm beauftragter Subunternehmer gegen die gesetzlichen 
Bestimmungen des Mindestlohnes verstößt. Sollte Porsche von einem Arbeitnehmer des 
Vertragspartners auf Zahlung des gesetzlichen Mindestlohns in Anspruch genommen werden, 
verpflichtet sich der Vertragspartner gegenüber Porsche zur Erteilung sämtlicher Auskünfte, die 
für die Verteidigung gegen die Anspruchserhebung sowie eine etwaige Zahlungsklage erforderlich 
sind. Dies gilt auch nach Beendigung des Vertragsverhältnisses zwischen dem Vertragspartner 
und Porsche. Der Vertragspartner sichert zu, von ihm beauftragte Subunternehmer entsprechend 
zu verpflichten und die erforderlichen Informationen unverzüglich an Porsche herauszugeben, falls 
ein Arbeitnehmer des Subunternehmens Ansprüche gegen Porsche geltend macht.  

17. Datenschutz  
17.1 Erhält der Vertragspartner bei der Erbringung der Vertragsleistungen Zugang zu 

personenbezogenen Daten, wird er die geltenden Datenschutzvorschriften beachten, 
insbesondere personenbezogene Daten ausschließlich zum Zwecke der Erbringung der 
Vertragsleistungen verarbeiten (Zweckbestimmung), sicherstellen, dass seine Mitarbeiter nur 
soweit zwingend erforderlich Zugriff auf die Daten erhalten, und seine Mitarbeiter schriftlich auf 
das Datengeheimnis verpflichten, diese über die einzuhaltenden Datenschutzvorschriften 
belehren und Porsche dies auf Nachfrage nachweisen. Im Falle der Verarbeitung 
personenbezogener Daten durch den Vertragspartner im Auftrag von Porsche ist – bevor der 
Vertragspartner Zugriff auf personenbezogene Daten von Porsche erhält – die jeweils erforderliche 
Datenschutzvereinbarung abzuschließen, die Porsche hierfür zur Verfügung stellt (insbesondere 
Auftragsverarbeitungsvertrag). Die Verarbeitung personenbezogener Daten, die Porsche bzw. 
dessen Kunden oder Mitarbeitern zuzurechnen sind, darf nur innerhalb des Gebietes der 
Bundesrepublik Deutschland, eines Mitgliedsstaates der Europäischen Union, eines 
Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder eines Drittlandes, 
für das ein Angemessenheitsbeschluss der Europäischen Kommission (Art. 45 DSGVO) vorliegt, 
oder gemäß Ziffer 17.2 erfolgen. Der Vertragspartner stellt sicher, dass die von ihm eingesetzten 
Subunternehmer, einschließlich deren Mitarbeiter, die hier beschriebenen 
Datenschutzanforderungen kennen und einhalten.  

17.2 Für Verarbeitungen von personenbezogenen Daten, die Porsche bzw. dessen Kunden oder 
Mitarbeitern zuzurechnen sind, in einem Drittland ohne Angemessenheitsbeschluss bedarf es 
zuvor einer ausdrücklichen schriftlichen Zustimmung durch Porsche. Eine derartige Verarbeitung 
darf zudem nur erfolgen, wenn geeignete Garantien gemäß Art. 46 DSGVO, genehmigte 
verbindliche Datenschutzvorschriften gemäß Art. 47 DSGVO (Binding Corporate Rules) oder ein 
Ausnahmefall gemäß Art. 49 DSGVO vorliegen. Zu den geeigneten Garantien zählen insbesondere 
der Abschluss von Standardvertragsklauseln, die von der EU-Kommission erlassen wurden, 
sogenannte „SCC“, denen eine positive Risikoeinschätzung (Transfer Impact Assessment -„TIA“) 
zugrunde liegt. Für den Fall, dass der Vertragspartner selbst Daten in entsprechenden Drittländern 
verarbeitet und nicht über Binding Corporate Rules verfügt und auch kein Ausnahmefall gemäß 
Art. 49 DSGVO vorliegt, vereinbaren die Vertragsparteien bereits hiermit die Geltung der SCC im 
auf die Vertragsleistungen anwendbaren Modul und verpflichten sich zum Abschluss der 
entsprechenden Dokumentation. Der Vertragspartner liefert hierbei die zur Durchführung des TIA 
durch Porsche erforderlichen Informationen. Setzt der Vertragspartner Subunternehmer im 
Drittland ein und verfügen diese weder über Binding Corporate Rules noch andere Garantien im 
Sinne des Art. 46 DSGVO, so stellt er seinerseits sicher, dass abgeschlossene SCC oder 
anderweitige geeignete Garantien zwischen ihm und seinen Subunternehmern vorliegen, und 
informiert Porsche ohne Aufforderung über die vorhandenen geeigneten Garantien und ggfs. das 
Ergebnis des TIA. Auf Verlangen legt der Vertragspartner Porsche die entsprechenden Garantien 
sowie das jeweilige TIA vor. 

17.3 Die Vertragsleistungen müssen in Übereinstimmung mit den Anforderungen an den Datenschutz 
durch Technikgestaltung und durch datenschutzfreundliche Voreinstellungen (Art. 25 DSGVO) 
erbracht werden, soweit diese Anforderungen auf die Vertragsleistungen anwendbar sind. Der 
Vertragspartner stellt in diesem Fall Porsche auf Nachfrage die Dokumentation der Umsetzung 
dieser Anforderungen zur Verfügung und gewährleistet, dass bei der bestimmungsgemäßen 
Nutzung der Vertragsleistungen die Grundsätze für die Verarbeitung personenbezogener Daten 
(Art. 5 DSGVO) erfüllt werden können. 

17.4 Der Vertragspartner erkennt an, dass alle Daten, die bei Porsche, dem Vertragspartner, dem 
Endkunden oder einem sonstigen Dritten aus oder im Zusammenhang mit der Verwendung der 
Vertragsleistungen bzw. des Vertragsgegenstandes entstehen, Porsche zuzuordnen sind, sofern 
sie nicht nach geltendem Recht dem Endkunden oder einem sonstigen Dritten zustehen. Der 
Vertragspartner wird kein Eigentum oder sonstige Rechte an diesen Daten geltend machen und 
die Daten insbesondere nicht für "Big-Data-Zwecke" verwenden, wie der Datensammlung, der 
Erstellung von Datenbanken oder dem Durchführen von Daten-Analysen. Das Recht des 
Vertragspartners, Daten für die Erfüllung dieses Vertrages zu verwenden, soweit dies hierfür 
erforderlich ist, bleibt unberührt. 

18. Compliance und Nachhaltigkeit 
Soweit nicht anders vereinbart, werden die jeweils bei Vertragsabschluss gültigen „Anforderungen 
der Porsche AG zur Nachhaltigkeit in den Beziehungen zu Geschäftspartnern (Code of Conduct für 
Geschäftspartner)“ Vertragsbestandteil. Diese Anforderungen sind abrufbar über die Konzern 
Business-Plattform unter www.vwgroupsupply.com (Pfad: Zusammenarbeit -> 
Einkaufsbedingungen -> Porsche AG Einkaufsbedingungen -> Porsche AG -> 
Einkaufsbedingungen Produktionsmaterial -> Dokumente). 
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19. Künstliche Intelligenz 
Soweit die zwischen den Vertragsparteien vereinbarten Vertragsleistungen Künstliche Intelligenz 
(im Folgenden: „KI“) im Sinne des Abschnitts VI der Ergänzenden Vertragsbedingungen für 
Künstliche Intelligenz enthalten und / oder unter Einsatz von KI-Werkzeugen im Sinne des 
Abschnitts VI der Ergänzenden Vertragsbedingungen für Künstliche Intelligenz erbracht werden, 
gelten vorrangig die Ergänzenden Vertragsbedingungen für Künstliche Intelligenz, abrufbar über 
die Konzern Business-Plattform unter www.VWGroupSupply.com (Pfad: Zusammenarbeit -> 
Einkaufsbedingungen -> Porsche AG Einkaufsbedingungen -> Porsche AG -> 
Einkaufsbedingungen Produktionsmaterial -> Mitgeltende Unterlagen). Sie gelten im Übrigen 
auch für vereinbarte Vertragsleistungen, die unter Anwendung und Bewertung sonstiger 
anwendbarer gesetzlicher oder behördlicher Bestimmungen, staatlicher Richtlinien und/oder 
Leitlinien sowie anerkannter Normen und Standards künstliche Intelligenz enthalten und/oder 
sind.  
Ergänzend zu Ziffer 9.1 stellt der Vertragspartner sicher, dass die Vertragsleistungen im Sinne 
dieser Ziffer 19 neben den gesetzlichen und behördlichen Bestimmungen zu KI zusätzlich 
staatlichen Richtlinien und/oder Leitlinien sowie sonstigen anerkannten Standards und Normen 
entsprechen, soweit die Vertragsparteien nicht ausdrücklich schriftlich ausgewählte 
Anforderungen betreffend KI ausgeschlossen haben. 

20. Informations- und Cybersicherheit 
20.1 Der Vertragspartner trifft geeignete, verhältnismäßige und wirksame technische, operative und 

organisatorische Maßnahmen zur Gewährleistung der Verfügbarkeit, Integrität, Authentizität und 
Vertraulichkeit („Informationssicherheit“) der Vertragsleistungen, des Vertragsgegenstands, 
seiner informationstechnischen Systeme, Komponenten, Schnittstellen und Prozesse sowie aller 
Vertraulichen Informationen. Die oben genannten Maßnahmen müssen (i) den Stand der Technik, 
(ii) anwendbare Standards und Normen wie IEC/ISO 27001, IEC 62443 oder ISO 21434, sowie 
(iii) etwaige von Porsche bereitgestellte IT-Sicherheitsrichtlinien einhalten und auf einem 
Managementsystem für Informationssicherheit (ISMS) beruhen, fortlaufend überprüft und bei 
Bedarf angepasst werden. 

20.2 Der Vertragspartner wird die Informationssicherheit der Vertragsleistungen vor deren Erbringung 
und – bei Dauerschuldverhältnissen – regelmäßig während der Dauer der Vertragsbeziehung 
testen und bewerten. Der Vertragspartner wird die Ergebnisse branchenüblich dokumentieren und 
Porsche auf Anforderung zur Verfügung stellen. 

20.3 Porsche ist berechtigt, aber nicht verpflichtet, die Vertragsleistungen jederzeit umfassend auf 
Störungen, Schwachstellen, Schadcode und sonstige sicherheitsrelevante Risiken zu testen und 
zu untersuchen („Testmaßnahmen“). Die Testmaßnahmen dürfen auch von einem von Porsche 
beauftragten und zur Geheimhaltung verpflichteten qualifizierten Dritten durchgeführt werden. 
Porsche und/oder der von Porsche beauftragte Dritte ist zu diesem Zweck insbesondere 
berechtigt, Programmschutzeinrichtungen zu entfernen, aufzuheben oder zu umgehen. Der 
Vertragspartner räumt Porsche und/oder dem von Porsche beauftragten Dritten die für die 
Testmaßnahmen erforderlichen Rechte und erforderliche Zustimmungen Dritter ein. Der 
Vertragspartner wird Porsche bzw. den von Porsche beauftragten Dritten auf Anfrage angemessen 
bei der Durchführung der Testmaßnahmen unterstützen und etwaige erforderliche Informationen 
bereitstellen. Das Recht von Porsche zur Durchführung von Testmaßnahmen schränkt die 
Pflichten des Vertragspartners nach dieser Ziffer 20 nicht ein. 

20.4 Der Vertragspartner benennt Porsche die bei ihm verantwortliche Stelle zur Sicherstellung der 
Informationssicherheit und des Betriebskontinuitätsmanagements und hinterlegt die zugehörigen 
Kontaktinformationen. Der Vertragspartner wird Porsche über etwaige Änderungen der 
verantwortlichen Stellen oder der Kontaktinformationen unverzüglich informieren. 

20.5 Der Vertragspartner wird Porsche über Störungen der Informationssicherheit („Sicherheitsvorfall“) 
unverzüglich elektronisch per E-Mail an informationsecurity@porsche.de sowie die von Porsche 
zusätzlich angegebenen Ansprechpartner informieren. Der Vertragspartner wird Porsche darüber 
hinaus telefonisch informieren, wenn anzunehmen ist, dass eine Unterrichtung über den 
Sicherheitsvorfall elektronisch per E-Mail nicht möglich ist. Der Vertragspartner wird im Falle eines 
Sicherheitsvorfalls – in enger Abstimmung mit Porsche und auf eigene Kosten – unverzüglich alle 
erforderlichen Schritte zur Sachverhaltsaufklärung sowie wirksame Maßnahmen einleiten, welche 
die Erbringung der Vertragsleistungen nicht oder – falls dies unmöglich ist – so wenig wie möglich 
beeinträchtigen. Der Vertragspartner wird Porsche unaufgefordert, unverzüglich und fortlaufend 
(i) über die Ergebnisse der Untersuchung des Sicherheitsvorfalls sowie die getroffenen 
Maßnahmen unterrichten und auf Verlangen sämtliche weiteren Informationen und 
Dokumentation, die Porsche zur Erfüllung seiner gesetzlichen Pflichten (insbesondere 
Meldepflichten) benötigt, zur Verfügung stellen, und (ii) Porsche bei der Ergreifung von 
Maßnahmen zur Eindämmung und Behebung des Sicherheitsvorfalls angemessen unterstützen. 

20.6 Der Vertragspartner wird Porsche auf Verlangen die Einhaltung der Bestimmungen nach dieser 
Ziffer 20 durch schriftliche Nachweise, einschließlich anerkannter zutreffender Prüfberichte (wie 
z.B. SSAE-16 SOC2 Type II, SSAE-16 SOC1 Typ II) nachweisen. Der Vertragspartner räumt 
Porsche das Recht ein, nach vorheriger Anmeldung sämtliche Daten zu Geschäftsvorfällen 
zwischen Porsche und dem Vertragspartner sowie Maßnahmen der Informationssicherheit bei 
dem Vertragspartner einzusehen und zu überprüfen. Porsche und/oder von Porsche beauftragte 
und zur Geheimhaltung verpflichtete Dritte, dürfen hierzu die Räume des Vertragspartners 
während der üblichen Geschäftszeiten betreten. Die Kosten der Überprüfung trägt der 
Vertragspartner, wenn hierbei Verstöße gegen die vertraglichen Abreden festgestellt werden. Dies 
gilt nicht, wenn solche Verstöße nicht auf einem Verschulden des Vertragspartners beruhen. 

20.7 Auf Anforderung von Porsche ist der Vertragspartner für die Vertragsleistungen verpflichtet, 
binnen angemessener Frist eine TISAX-Prüfung (https://portal.enx.com/de-DE/TISAX/) mit dem 
von Porsche vorgegebenen TISAX-Prüfziel und abgestimmten Geltungsbereich durchführen zu 
lassen und Porsche das Ergebnis zur Verfügung zu stellen. 

20.8 Der Vertragspartner wird etwaigen Subunternehmern Verpflichtungen auferlegen, die den 
Verpflichtungen in dieser Ziffer 20 entsprechen. Der Vertragspartner wird gewährleisten, dass 
diese entlang der Lieferkette weitergegeben, kontrolliert und eingehalten werden. 

21. Zuordnung von Daten 
21.1 Alle von Porsche bereitgestellten oder im Rahmen der Vertragserfüllung erhobenen, erzeugten 

oder verarbeiteten Daten („Porsche Daten“) verbleiben im Eigentum von Porsche. Der 
Vertragspartner erhält lediglich ein nicht übertragbares, nicht-ausschließliches Nutzungsrecht zur 
Erbringung der vereinbarten Leistungen. Nach Vertragsende sind Porsche Daten auf Verlangen 
herauszugeben oder sicher zu löschen, vorbehaltlich gesetzlicher Aufbewahrungspflichten. 

21.2 Porsche Daten sind gemäß Ziffer 5 zu behandeln.  

22. Anforderungen Risikomanagement & Business Continuity Management zur 
Versorgungsabsicherung   

22.1 Der Vertragspartner ist verpflichtet, ein effektives Risikomanagement- und Business Continuity 
Management-System gemäß dem Stand der Technik, angelehnt an die gültigen ISO-Normen ISO 
31000 und 22301 zu implementieren und während der Vertragslaufzeit aufrechtzuerhalten, um 
Risiken, die die Leistungserbringung oder weltweite Vertriebsfähigkeit beeinträchtigen können 
(insbesondere durch äußere Einflüsse, wie Naturkatastrophen, Cyber Angriffe und geopolitische 
Ereignisse), frühzeitig zu identifizieren, zu bewerten und zu mitigieren. Der Vertragspartner hat 
Porsche auf anlassbezogene Anfrage, jedenfalls aber einmal jährlich die Implementierung und 
Aufrechterhaltung eines Risikomanagement- und Business Continuity Management-Systems 
vorzulegen, insbesondere eine Business Impact Analyse, Risikomatrizen & Business Continuity 
Pläne.  

22.2 Der Vertragspartner ist verpflichtet sicherzustellen, dass auch seine Subunternehmer ein 
entsprechendes Risikomanagement- und Business Continuity Management-System einführen 
und aufrechterhalten. In diesem Zusammenhang ist der Vertragspartner verpflichtet, diese 
Aufrechterhaltung regelmäßig zu überprüfen.  

22.3 Im Falle von wesentlichen Änderungen der Risiken ist der Vertragspartner verpflichtet, Porsche 
unverzüglich zu informieren und geeignete Maßnahmen zu ergreifen, um die Kontinuität der 
Leistungserbringung und weltweite Vertriebsfähigkeiten sicherzustellen. 

22.4 Porsche ist berechtigt, selbst oder durch von Porsche beauftragte Dritte, die entsprechend zur 
Geheimhaltung verpflichtet sind, sich während der üblichen Geschäftszeiten unter 
Berücksichtigung einer Ankündigungsfrist von mindestens 3 Werktagen im Betrieb des 
Vertragspartners von der Einhaltung der vorstehenden Verpflichtungen zu überzeugen. Der 
Vertragspartner hat Porsche, beziehungsweise dem von Porsche beauftragten Dritten Zugang zu 
den relevanten Bereichen und Unterlagen, insbesondere den vorstehend aufgeführten Unterlagen 
zu gewähren. 

23. Weitere Informationspflichten 
23.1 Der Vertragspartner verpflichtet sich, Porsche über die gesamte Vertragslaufzeit hinweg 

unentgeltlich rechtzeitig sämtliche Informationen (z.B. Nachweisdokumente, Angaben zur 
Lieferkette und ihren Akteuren, Angaben und Nachweise zur Bauteilzusammensetzung (bspw. 
HBOM oder SBOM) oder zur Herkunft enthaltener Rohstoffe) zur Verfügung zu stellen, die Porsche 
zur Erfüllung gesetzlicher oder behördlicher Bestimmungen benötigt. Dem Vertragspartner ist 
bekannt, dass eine verspätete, fehlerhafte oder unvollständige Informationsbereitstellung durch 
den Vertragspartner zur Folge haben kann, dass Porsche gesetzlichen oder behördlichen 
Bestimmungen nicht nachkommen kann und dadurch z.B. Sanktionen, Bußgelder oder andere 
Nachteile entstehen. Der Vertragspartner wird Porsche sämtliche Schäden, Aufwendungen und 
Kosten ersetzen, die aus oder im Zusammenhang mit einer verspäteten, fehlerhaften oder 
unvollständigen Informationsbereitstellung entstehen. 

23.2 Der Vertragspartner wird Porsche außerdem nach besten Kräften unterstützen, falls Porsche 
weiterführende Informationen benötigt. 

23.3 Ändern sich bereits an Porsche übermittelte Informationen, so zeigt der Vertragspartner die 
Änderung unverzüglich gegenüber Porsche an. 

23.4 Porsche kann verlangen, dass der Informationsaustausch über eine von Porsche hierzu 
bereitgestellte oder bestimmte Plattform erfolgt. 

24. Exportkontrolle und Außenwirtschaft 
Soweit nicht anders vereinbart, werden die jeweils bei Vertragsabschluss gültigen „Zoll- und 
außenwirtschaftsrechtliche Vertragsbedingungen der Dr. Ing. h.c. F. Porsche Aktiengesellschaft“ 
Vertragsbestandteil. Diese Vertragsbedingungen sind abrufbar über die Konzern Business-
Plattform unter www.vwgroupsupply.com (Pfad: Zusammenarbeit -> Einkaufsbedingungen -> 
Porsche AG Einkaufsbedingungen -> Porsche AG -> Einkaufsbedingungen Produktionsmaterial       
-> Mitgeltende Unterlagen -> Dokumente). 

25. Allgemeine Bestimmungen 
25.1 Leistungsverweigerungs- und Zurückbehaltungsrechte des Vertragspartners sind 

ausgeschlossen, es sei denn, dass seine Gegenansprüche aus demselben Rechtsverhältnis 
rechtskräftig festgestellt, unbestritten oder von Porsche anerkannt sind. 

25.2 Stellt eine Vertragspartei ihre Zahlungen ein oder wird das Insolvenzverfahren über ihr Vermögen 
oder ein außergerichtliches Vergleichsverfahren beantragt, so ist die andere Vertragspartei 
berechtigt, für den nicht erfüllten Teil vom Vertrag zurückzutreten. Dies gilt entsprechend, wenn 
sich die wirtschaftliche Lage einer Vertragspartei auf eine Weise verschlechtert, die die Erfüllung 
des Vertrages ernstlich gefährdet. 

25.3 Erfüllungsort ist der Sitz von Porsche. Für die Lieferung kann etwas anderes vereinbart werden. 
25.4 Sollte eine Bestimmung dieser Einkaufsbedingungen und der getroffenen weiteren 

Vereinbarungen unwirksam sein oder werden, so wird dadurch die Gültigkeit des Vertrages im 
Übrigen nicht berührt. Die Vertragsparteien sind verpflichtet, über eine die unwirksame 
Bestimmung ersetzende Regelung nach Treu und Glauben zu verhandeln. Dies gilt im Falle einer 
Regelungslücke entsprechend. 

25.5 Es gilt ausschließlich das Recht der Bundesrepublik Deutschland. Die Anwendung des 
Übereinkommens der Vereinten Nationen vom 11.4.1980 über Verträge über den internationalen 
Warenkauf (CISG) ist ausgeschlossen. 

25.6 Gerichtsstand für sämtliche Klagen aus oder im Zusammenhang mit der Lieferbeziehung ist der 
Sitz von Porsche. Für den Vertragspartner ist dieser Gerichtsstand ausschließlich. Porsche ist 
außerdem berechtigt, Klagen aus oder im Zusammenhang mit der Lieferbeziehung vor jedem 
ansonsten zuständigen Gericht zu erheben. Klagen gegen den Vertragspartner in 
Streitgenossenschaft mit Unternehmen, die mit Porsche verbunden sind (§§ 15 ff. AktG), kann 
Porsche auch in Wolfsburg oder Ingolstadt erheben, wenn einer der Streitgenossen dort seinen 
Sitz hat. 

25.7 Diese Einkaufsbedingungen wurden in Deutsch und Englisch erstellt. Bei Widersprüchen und 
Abweichungen zwischen der deutschen und englischen Version gilt die deutsche Version 
vorrangig. 




